1 NAME UNDZIELSETZUNG 


Artikel 1 . (1) Die LSAP, « Lëtzebuerger Sozialistesch Aarbechterpartei », ist eine politische Partei, 
deren Gründung auf das J ahr 1902 zurückgeht. 

(2) Die LSAP ist Mitglied der Sozialistischen Internationale sowie der Sozialdemokratischen Partei 
Europas (SPE). 

(3) Die LSAP tragt durch ihre Arbeit zur ôffentlichen Willensbildung und zum Ausdruck des 
allgemeinen Wahlrechts bei. Sie ist Teil des demokratischen Pluralismus. 

(4) Die politischen Ziele und die Werte der LSAP (Freiheit, Gerechtigkeit, Solidaritat und Sicherheit) 
sind in ihrem Grundsatzprogramm festgelegt. 


Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf 
die gleichzeitige Verwendung mannlicher und 
weiblicher Sprachformen verzichtet. Samtliche 
Personenbezeichnungen gelten gleichermaBen 
für beiderlei Geschlecht. 
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2. DIE MITGLIEDER 


Artikel 2. (1) Mitglied der LuxemburgerSozialistischen Arbeiterpartei kannjede Person werden, 
die sich zu den Grundsatzen, den Statuten und dem Programm der Partei bekennt und sich für 
deren Verwirklichung einsetzt. 

(2) J eder Bewerber um die Mitgliedschaft musseinen Beitrittsantrag einreichen. 

(3) J edes in Luxemburg wohnhafte Mitglied einer Schwesterpartei aus der Europaischen Union, 
die auch in der Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE) vertreten ist, ist in Folge einer 
schriftlichen Erklarung auch Mitglied der LSAP. 

(4) Die Partei leitung bestatigt die Aufnahmedes Mitgliedsnach Rücksprache mitderzustandigen 
Lokalsektion. Durch die Zahlung des Mitgliedsbeitrags und dem Aushandigen der Mitgliedskarte 
gilt die Mitgliedschaft als erworben. 

(5) Der LSAP kann nichtangehôren, wer bereits Mitglied einer Partei ist, dienicht Mitglied der 
Sozialistischen Internationale (SI) ist, sowie jeder, der gegen die Grundsatze oder die Statuten 
der LSAP verstôGt. 

Rechte und Pflichten der Mitglieder 

Artikel 3. 

■ J edes Mitglied hatdas Recht, sichzu allen politischenThemen im Rahmen 
der innerparteilichen Meinungsbildung frei zu aulSern. 

■ J edes Mitglied verfügt über das Wahl- und Mitbestimmungsrecht entsprechend 
den nachstehenden Bestimmungen. 

■ GemalS Artikel 7(3) kann jedes Mitglied seine Kandidatur für aile Gremien der Partei 
stellen, respektive für aile Àmter, die von der Partei zu vergeben sind (Artikel 30 (8). 

■ J edes Mitglied hatdie Pflicht, diedemokratisch gefassten Beschlüsse der Partei und 
ihrer Organe zu befolgen, die sich daraus ergebende allgemeine politische Unie 
der Partei in derôffentlichkeitzu vertreten und der Partei nichtzu schaden. 

■ J edes Mitglied hat das Recht auf Informationen seitens der Partei und kann kostenfrei 
an den politischen und sozialen Schulungen der Partei teilnehmen. 

■ J edes Mitglied darf an den Generalversammlungen seiner Sektion teilnehmen. 

■ J edes Mitglied darf seine Kandidatur stellen, um alseffektiverund stimmberechtigter 
Delegierteran den Landes- und Bezirkskongressen teilzunehmen. 

■ J edes Mitglied darf auf einfaches Vorzeigen seiner Mitgliedskarte als Beobachter 
an den Kongressen teilnehmen. 

■ J edes Mitglied kann frei in einer oder mehreren Arbeitsgruppen mitarbeiten. 

Verlust der Mitgliedschaft 

Artikel 4. (1) Die Mitgliedschaft gehtverloren: 

■ durch den schriftlich erklarten Austritt aus der Partei; 

■ durch den Beitrittzu einer anderen Partei; 

■ durch die Annahme einer Kandidatur auf einer gegnerischen Wahlliste respektive als 
vorgeschlagener Wahler einer gegnerischen Wahlliste; 
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■ bei Nichtentrichtung des jàhrlichen Beitrags; 

■ bei Nichtentrichtung derlaut Artikel 5(5) und 5(6) geschuldeten Sonderbeitrage; 

■ durch einen rechtskraftig gewordenen Beschluss des Beirats gegen den nicht innerhalb 
von zwei Wochen nach der Zustellung Berufung eingelegt wurde gemaG Artikel 55(6). 

(2) Der Verlust der Mitgliedschaft wird durch die Parteileitung festgestellt. Das betroffene 
Parteimitglied wird vondem Feststellungsbescheid durch Einschreibebrief benachrichtigtund 
kann dagegen innerhalb zwei Wochen bei der Kontrollkommission Berufung einlegen gemalS 
Artikel 55. Die Berufung hat suspendierende Wirkung. Die Kontrollkommission hôrt in diesem Fall 
das betroffene Parteimitglied an und fasst innerhalb eines Monats den endgültigen Beschluss. 
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3. DIE BEITRÀGE 


Artikel 5. (1) Die Hôhe des Mitgliedsbeitrags wird vom Landeskongress auf Vorschlag 
der Parteileitung festgelegt. 

(2) Die Mitgliedsbeitrage flieBen in die Zentralkasse der Partei. Die Regelung der Bezuschussung 
der Bezirke und Lokalsektionen aufgrund der Mitgliederzahl wird vom Landeskongress auf 
Vorschlag der Parteileitung verabschiedet. 

(3) Der Landeskongress kann auf Vorschlag der Parteileitung die Einführung eines Sonderbeitrags 
beschlieGen. 

(4) Die Hôhe der Sonderbeitrage, die von den Ministern, Abgeordneten, Staatsraten und 
gegebenenfalls anderen Mitgliedern der Partei gemalS Artikel 30(8) zu entrichten sind, wird vom 
Landeskongress auf Vorschlag der Parteileitung festgesetzt. 

(5) Die Hôhe der von den Bürgermeistern und Schôffen sowie gegebenenfalls von den 
Gemeinderatsmitgliedern und den Mitgliedern der kommunalen Kommissionen zu entrichtenden 
Sonderbeitrage wird von der Generalversammlung der Sektion nach den Empfehlungen 

der Parteileitung festgesetzt. Diese Beitrage verbleiben den Sektionskassen. 
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4. DIE PARTEI INTERNE DEMOCRATIE 

Prinzipien 

Artikel 6. (1) Al le Organe der Parte! fassen ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der anwesenden, 
stimmberechtigten Mitglieder. 

(2) Wenn auf Landes- oder Bezirkskongressen auf Antrag festgestellt wird, dass keine zwei Drittel 
der stimmberechtigten Delegierten anwesend sind, wird die Beschlussfassung vertagt. 

(3) Ànderungen am Organisationsstatutoder gegebenenfallsan den Geschaftsordnungen 
der einzelnen Organe der LSAP bedürfen der Zweidrittelmehrheit der anwesenden, 
stimmberechtigten Mitglieder. 

(4) Bei allen parteiinternen Wahlen gelten jene Kandidaten als gewahlt, die die meisten Stimmen 
erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(5) Über Personenfragen wird geheim abgestimmt. 

Wahlgange und Kandidaturen 

Artikel 7. (1) Aile parteiinternen Wahlgange werden von einer auf Vorschlag des jeweiligen 
Prasidiumszu wahlenden Wahlkommission überwacht. Die Mitglieder dieserWahlkommission 
dürfen nicht Kandidat für die zu überwachenden Wahlen sein. Die Wahlkommission muss 
in einem Protokoll die Zahl der Stimmen und die Reihenfolge aller Kandidaten festhalten. 

(2) Bei der Wahl aller Gremien derPartei verfügtjederStimmberechtigteüber so viele Stimmen, 
als Kandidaten zu wahlen sind. Er kann keinem Kandidaten mehr als eine Stimme geben. 
Abgegebene Wahlzettel, diediesen Bestimmungen nicht entsprechen, sind ungültig. 

Das Stimmrecht muss nicht voll ausgenutzt werden. 

(3) Die Kandidaturen werden von den Sektionen oder Unterorganisationen vorgeschlagen 
und müssen mindestens eine Woche vor den entsprechenden Kongressen oder 
Generalversammlungen eingereicht werden. 

(4) Die Sektionen kônnen von dieser Bestimmung gemaG ihrer Geschaftsordnung abweichen. 

(5) J edes neu gewahlte Gremium tritt nach der Wahl zusammen, um die Postenverteilung 
vorzunehmen und die Mandate in den jeweiligen Gremien zu vervollstandigen. 

Verpflichtungen der intern gewàhlten Mitglieder 

Artikel 8. (1) J edes gewahlte Mitglied eines Parteigremiums, das an drei Sitzungen hintereinander 
unentschuldigt fehlt, giltautomatisch alsausgeschieden. 

(2) Die Bestatigung des Mandatsverlusts obliegt dem jeweiligen Gremium. Sie muss auf 
derTagesordnung einer Sitzung vorgesehen sein, bei der das betroffene Mitglied angehôrt 
werden muss. Das betroffene Mitglied wird über den Beschluss informiert und kann bei 
der Kontrollkommission, gemaG Artikel 55, Einspruch erheben. 

(3) J edes Mitglied, das innerhalb eines Parteigremiums im Laufe der Mandatsperiode 
als ausgeschieden gilt, wird durch den nachstfolgenden Kandidaten ersetzt. 
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(4) Falls kein Ersatzkandidat vorhanden ist, bleibt der Posten unbesetzt. Falls die Hélfte der Posten 
frei sind, müssen Neuwahlen für das ganze Gremium ausgeschrieben werden. 

Sitzungen : Einberufungsschreiben und Beschlussfassung 

Artikel 9. (1) Die Sitzungen aller Parteigremien werden vom jeweiligen Présidenten einberufen. 

Der Président kann dieses Recht delegieren. Der Président muss eine Sitzung einberufen, 
wenn ein Drittel der Gremiumsmitgliederdiesverlangt. 

(2) J edes Gremium ist beschlussféhig, wenn mehr als die Hélfte der Mitglieder anwesend sind. 

(3) Beschlüsse werden mitderStimmenmehrheitderanwesenden Mitglieder gefasst. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Présidenten. 

(4) Das Sitzungsprotokoll ist obligatorisch und wird jeweils in der néchsten Sitzung angenommen. 

(5) J edes Einberufungsschreiben muss eineTagesordnung begreifen. DieTagesordnung muss 
zu Beginn jeder Sitzung bestétigt werden. J edes Mitglied hat das Recht, zusétzliche 
Tagesordnungspunktevorzuschlagen. Diese werden derTagesordnung beigefügt, wenn 
eine Mehrheit sie unterstützt. 

Einberufungsfristen 

Artikel 10. (1) Esgelten nachstehende Einberufungsfristen: 

■ J eder ordentliche Kongress muss mindestens vier Wochen vor dem angesetzten Termin 
einberufen werden. 

■ General- oder Mitgliederversammlungen sowie Bezirkskongresse müssen mindestens 
zwei Wochen vor dem angesetzten Termin einberufen werden. 

■ Vorstandssitzungen müssen mindestens eine Woche vor dem angesetzten Termin 
einberufen werden. 

■ In dringenden Féllen ist das für die Einberufung zusténdige Gremium nicht an 
die Berücksichtigung von Fristen gebunden. 

(2) J eder Kongress, jede Generalversammlung kann dem von ihm gewéhlten Gremium 
in seiner GesamtheitdasVertrauen durch Mehrheitsbeschluss entziehen. In diesem Fall wird 
dieses Gremiums für die restliche Mandatsperiode sofort neu gewéhlt. Kandidaturen 
für diese Wahl kônnenvondenanwesenden Mitgliedern imSaal gestellt werden. 

Das Recht auf Kritik 

Artikel 11. Das Recht auf Kritik ist eine Selbstversténdlichkeit in der Partei, doch dürfen 
ôffentliche Stellungnahmen nicht gegen die geltenden Beschlüsse oder die Parteiorgane 
gerichtet sein. 

Ausgewogenes Verhàltnis Frauen/Mânner 

Artikel 12. Es wird eine gerechteAufteilung der Posten und Verantwortung zwischen Frauen 
und Ménnern angestrebt. Bei den zehn Mitgliedern, die auf dem Landeskongressdirektin 
die Partei leitung gewéhlt werden, istdieparitétischeBesetzungvon Frauen und Ménnern zu 
berücksichtigen. 
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5. DIE SEKTION 


Artikel 13. (1) DieSektion ist die Zusammenfassung aller in eineroder mehreren Gemeinden 
wohnenden Parteimitglieder. In der parteiinternen Demokratie kommt der Sektion als 
Basisgruppe eine entscheidende Bedeutung zu, da sie die politische Unie der Partei auf 
der Kommunalebene festlegt. Ihre Beschlüsse werden gemaG der Programme und Grundsatze 
der Partei gefasst. 

(2) Prinzipiell soll injederGemeinde nur eine Sektion bestehen. Die NeugründungoderAuflôsung 
einer Sektion mussvon der Parteileitunggebilligt werden. 

(3) DieSektionen müssen im ersten TrimesterjedesJ ahreseineordentlicheGeneralversammlung 
abhalten, zu der aile Mitglieder eine schriftliche Einladung mit der AngabederTagesordnung 
erhalten. 

Ordentliche Generalversammlung 

Artikel 14. Die ordentliche Generalversammlung : 

■ bestimmt die Zahl der Mitglieder der Sektionsvorstande und der Kassenrevisoren; 

■ nimmt den Tatigkeits- und den Kassenbericht an; 

■ nimmt den Bericht der Kassenrevisoren an; 

■ erteilt Entlastung an den Vorstand und die Kassenrevisoren für das vergangenej ahr; 

■ nimmt das vom Vorstand vorgeschlagene Aktionsprogramm an. 

AuRerordentliche Generalversammlung 

Artikel 15. Eine auGerordentliche Generalversammlung wird einberufen: 

■ auf schriftliches Verlangen von mindestenseinem Fünftel derSektionsmitglieder; 

■ auf Beschluss des Sektionsvorstandes; 

■ auf Beschluss des zustandigen Bezirksvorstandes oder der Parteileitung; 

■ um die Kandidaten für die Landes-, Europa- und Gemeindewahlen zu nennen; 

■ um Wahlprogramme anzunehmen und um über die Bildung von Koalitionen 
auf Gemeindeebenezu entscheiden. 

Sektionsvorstand 

Artikel 16. Der Sektionsvorstand hatzurAufgabe: 

■ für das reibungslose Funktionieren der Sektion zu sorgen; 

■ die landespolitische Entwicklung zu verfolgen; 

■ in enger Zusammenarbeit mit der Fraktion zur Ausarbeitung der allgemeinen 
kommunalen Politik beizutragen; 

■ seine Vertreter bei den verschiedenen Kongressen der Partei zu bestimmen; 

■ dieVerbindungzum Bezirksvorstand sicherzustellen; 

■ die Kongressresolutionen zu diskutieren und zu analysieren sowie gegebenenfalls 
Antrage einzureichen; 

■ neue Mitglieder anzuwerben; 

■ für die politische Bildung und die Information derSektionsmitgliederzu sorgen; 

■ für die Aufklarung der Mitbürger über die Ziele der LSAP Sorge zu tragen; 
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■ aile organisatorischen und politischen Aktionen zu unterstützen, die sich im Rahmen 
derSektion und im Interesse der LSAP aufdrangen. 

Fraktion 

Artikel 17. Die Fraktion bestehtausden sozialistischen Mitgliedern des Gemeinderatsund kann 
durch weitere Mitglieder erweitert werden, die von der Generalversammlung genannt werden. 

Im Fall, wo eine Sektion mehrere Gemeinden abdeckt, kann sie mehrere Fraktionen bilden. 
Beschlüsse zur kommunalpolitischen Aktualitat werden von der Fraktion getroffen. Falls 
eine Sektion keine Fraktion gebildet hat, sind die Beschlüsse Aufgabe des Sektionsvorstandes. 

Vertretung bei den Parteikongressen 

Artikel 18. (1) DieSektionen sind wiefolgtvertreten:J ede Sektion hat Anrechtauf mindestens 
zwei Delegiertesowieeinen weiteren Delegierten pro 15 Mitglieder; die Restzahl gibt Anrechtauf 
einen Delegierten. 

(2) Fürdie Bestimmung der Delegierten istdieZahl der im Vorjahr bezahlten Mitgliederbeitrage 
maGgebend. 
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6. Der Bezirk 


Der Bezirksvorstand 

Artikel 19. Der Bezirksvorstand ist der Zusammenschluss aller in einem Wahlbezirk vertretenen 
Sektionen. Der Bezirksvorstand muss einen ordentlichen Bezirkskongress einberufen. Aile 
sozialistischen Mandatstrager sind eingeladen, als Beobachter an diesem Bezirkskongress 
teilzunehmen. 

Aufgaben 

Artikel 20. Zu den Aufgaben des Bezirksvorstands gehôren: 

■ zum guten Funktionieren der Sektionen beizutragen und dafür Sorge zu tragen; 

■ die Beratung der Sektionen bei politischen oder organisatorischen Fragen; 

■ dieGründung bzw. das Mitwirken an derGründung neuer Sektionen; 

■ die Koordinierung der Parteiarbeiten, die den Zustandigkeitsbereich der Lokalsektionen 
überschreiten, insbesondere anlàsslich der Durchführung von Wahlkampagnen; 

■ die politische Partizipation zu fôrdern und zur Information der Bürger sowie 
zur Bildungsarbeit der Partei beizutragen durch ôffentliche Versammlungen, 
Weiterbildungsangebote für Parteimitglieder und Seminare; 

■ die Einberufung von Vorstandekonferenzen, die sich mit der Landes- und Regionalpolitik 
befassen; 

■ die Kandidaten für die nationalen Wahlen, über den Weg eines auGerordentlichen 
Kongresses, vorzuschlagen und zu bestimmen. 

Die ordentlichen und auBerordentlichen Bezirkskongresse 

Artikel 21. (1) Derordentliche Bezirkskongress: 

■ bestimmt seine interne Geschaftsordnung und beschlieGt die Zusammensetzung und 
Funktionsweise des Bezirksvorstands sowie die Vorgaben zum Ablauf des Kongresses; 

■ wahlt aus den Kongressreihen zwei Kassenrevisoren; 

■ erôrtert den Tatigkeits- und Finanzbericht des Bezirksvorstandes und erteilt diesem 
Entlastung. 

(2) Nach Beschluss und begründetem Antrag oder auf Anfrage von mindestens einem Fünftel 
der ihn bildenden Sektionen kann ein auGerordentlicher Bezirkskongress vom Bezirksvorstand 
beschlossen werden. 

(3) Kurzberichte der jeweiligen Kongresse müssen der Parteileitung vorgelegt werden. 
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7. DER LANDESKONGRESS 


Prinzipien 

Artikel 22. (1) Der Landeskongress ist das oberste Organ der Partei. Er entscheidet in letzter 
Instanz über aile Fragen, die die Partei betreffen. Die Parteileitung ist auGerdem gehalten, 
die MaGnahmen einer Regierung, die über das von den Sozialisten mitgetragene 
Regierungsprogramm hinausgehen und die im Widerspruch zum Parteiprogramm stehen, 
vor ihrer Durchführung, einem Landeskongress zur Abstimmung vorzulegen. 

(2) Derordentliche Kongress wird von der Parteileitung jedes J ahrim Laufedes ersten Trimesters 
einberufen. 

(3) AuGerordentliche Landeskongresse finden auf Beschluss und begründeten Antrag der 
Parteileitung, des Generalrats oder auf Antrag von mindestens zwei Bezirksvorstanden statt, 
sowie auf Antrag von mindestens einem Fünftel derSektionen. 

(4) Einberufen werden aile Parteimitglieder, die ihre jeweilige Sektion direkt informieren, 
dass sie als effektive Delegierte am Kongress teilnehmen wollen. Es ist anschlieGend Sache 
der Sektion, ihre Vertreter (ihre effektiven und Ersatzdelegierten) zu bestimmen. 

(5) J edes Mitglied kann aufeinfachesVorzeigen seiner MitgliedskartealsBeobachteram Kongress 
teilnehmen. 

Resol utionskommission 

Artikel 23. (1) Nach Einberufung eines Landeskongresses ernenntdie Parteileitung 
eine Resolutionskommission. Sie setzt sich wie folgt zusammen: 

■ die Parteileitung ernennt drei Mitglieder; 

■ die Fraktion ernennt zwei Mitglieder; 

■ die vierBezirksvorstande ernennenjeein Mitglied; 

■ dieUnterorganisationen FS, J SL und Gemengeforum ernennenjeein Mitglied; 

■ die standigen Arbeitsgruppen, die dasThema der Resolution in ihrem Wirkungsfeld haben, 
ernennenjeein Mitglied; 

■ die Kontrollkommission ernennt ein Mitglied. 

(2) Die Resolutionskommission bereitet einen Resolutionsentwurf vor. Die Sektionen, Bezirke oder 
Unterorganisationen kônnen die Resolutionskommission ebenfalls mit Resolutionen befassen, 
die dem Kongress zur Abstimmung vorgelegt werden sollen. Das gleiche gilt 

für Resolutionsentwürfe, die von mindestens 20 Parteimitgliedern eingereicht werden. 

(3) Ànderungsantrage zu diesen Resolutionen kônnen von den Sektionen, den Bezirken, den 
Unterorganisationen, den Arbeitsgruppen, dem Generalrat oder der Parteileitung eingereicht 
werden. 

(4) Die Resolutionskommission nimmt Stellung zu Ânderungsantragen. Sie kann gegebenenfalls 
Kompromisstexte vorschlagen. 
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(5) Aile Resolutionen und Ânderungsantrage müssen den Prasidenten, Sekretaren und Kassierern 
der Sektionen, den Bezirksvorstanden sowie den National- bzw. Exekutivbüros der 
Unterorganisationen spatestensfünfTagevordem Kongresszugestellt werden. 

(6) Wahrend des Kongresses kônnen zusatzliche Initiativantràge nur dann gestellt werden, 
wenn sievon zehn stimmberechtigten Kongressdelegierten unterzeichnet sind und sich 
mit der tagespolitischen Aktualitat befassen. 

Kongresspràsi di u m 

Artikel 24. Der Kongress wahlt sein Prasidium, dem wenigstens ein Mitglied 
der Kontrollkommission angehôren soll, die entsprechenden Kommissionen und 
bestimmt seine Geschaftsordnung. 

Aufgaben 

Artikel 25. (1) Derordentliche Landeskongressnimmtjahrlich den Kassenbericht entgegen, 
hôrt den Bericht der Kontrollkommission und gibt Entlastung. 

(2) Aile zwei J ahregehôren u.a.folgendePunkte zurTagesordnungdesordentlichen Kongresses: 

■ die Entgegennahme folgender, dem Kongress vorgelegter Berichte; 

• Bericht über die politische und organisatorische Tatigkeit der Parteileitung; 

• Bericht über die Tatigkeit der Fraktion; 

• Bericht der Kontrollkommission; 

■ die Entlastung der Parteileitung und der Fraktion; 

■ die Entgegennahme schriftlicher, kurzgefasster Tàtigkeitsberichte der Bezirksvorstande, 
Unterorganisationen und Arbeitsgruppen; 

■ die Wahl der Mitglieder der Parteileitung und der Kontrollkommission. 

Artikel 26. Zu den Aufgaben des auGerordentlichen oder des ordentlichen Landeskongresses 
gehôren u.a.: 

■ die Beschlussfassung über das Organisationsstatut; 

■ die Entscheidung über den Eintritt oder Austritt der Parteivertreter aus der Regierung; 

■ dieAnnahmederpolitischen Programme der LSAP; 

■ die Beschlussfassung über die vorgelegten Resolutionen, Initiativ- und Ânderungsantrage; 

■ die Festsetzung von Richtlinien für aile politischen Aktionen; 

■ die Festlegung der Beitragsordnung. 

(2) Bei einer Entscheidung über den Eintritt in eine Regierung wird den Kongressdelegierten 
das ausgehandelte Regierungsprogramm anlasslich des Kongresses vorgestellt. 

(3) Die Beschlüsse des Landeskongresses, die der Parteileitung in Form eines Kurzberichts vorlegt 
werden, stellen die Richtlinien für die politische Tatigkeit aller Parteistrukturen, Mandatstrager 
und Mitglieder dar. 
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8. DER GENERALRAT 


Zusammensetzung 

Artikel 27. (1) Der Generalrat ist wie folgt zusammengesetzt: 

• die Mitglieder der Parteileitung; 

• die Mitglieder der Fraktion (die bei den letzten Wahlen gewahlten Abgeordneten, die 
amtierenden Minister und Staatssekretare, die sich im Amt befindlichen 
Europaabgeordneten sowie die Mitglieder des Staatsrats); 

• je zwei Vertreter der Bezirksvorstande sowie ein zusatzlicher Vertreter pro 500 
Bezirksmitglieder; jeder Bruchteil von 500 gibt Anrechtaufeinen zusatzlichen Vertreter; 

• je zwei Vertreterinnen der « Femmes Socialistes », eine weitere Vertreterin pro 500 
weibliche Parteimitglieder; jeder Bruchteil von 500 gibt Anrechtauf eine zusatzliche 
Vertreterin; 

• zwei Vertreter der «J eunesses Socialistes», ein weiterer Vertreter pro 500 J SL-Mitglieder; 
jeder Bruchteil von 500 gibt Anrecht auf einen zusatzlichen Vertreter; 

• dieKontrolIkommission; 

• diesozialistischen Bürgermeister. 

(2) Auf Beschluss der Parteileitung oder nach begründetem Antrag eines Drittels seiner Mitglieder 
wird der Generalrat einberufen. Die Sitzungen des Generalrats werden vom Prasidenten der Partei 
oder dessen Vertreter geleitet. 

Aufgaben 

Artikel 28. (1) Der Generalrat kann jederzeit als beratendes Gremium von der Parteileitung 
oder der Fraktion zu wichtigen Themen der politischen Aktualitat befragt werden und ist 
die Berufungsinstanz gegen Entscheidungen der Parteileitung in Sachen Kandidatenlisten 
gemaB Artikel 47 (6). 

(2) Sollten bei Landeswahlen mehr als eine Kandidatur zur Bezeichnung des Spitzenkandidaten 
vorliegen, so prüft der Generalrat diese Kandidaturen und unterbreitet allen Parteimitgliedern 
maximal vier Kandidaturen zur Urabstimmung. Diese Abstimmung wird von der Parteileitung 
unterAufsichtder Kontrollkommission durchgeführt. 

(3) Im Fall einer Regierungsbeteiligung der Partei bezeichnet der Generalrat, aufVorschlagder 
Parteileitung, die Regierungsmitglieder; 

(4) Er bezeichnet die Kandidaten, die zur Ernennung neuer Staatsratsmitglieder von der Partei 
vorgeschlagen werden sollen. 

(5) Bei der Abstimmung überdievorgeschlagenen Kandidaten istfürdas Zustandekommen 
einer diesbezüglichen Entscheidung dieabsolute Mehrheitdervon den Anwesenden 
abgegebenen Stimmen erfordert. Erhalt kein Kandidat die absolute Mehrheit, so werden nur 
die zwei Kandidaten mit den meisten Stimmen am zweiten Wahlgang teilnehmen. Bei 
Stimmengleichheit von zwei Kandidaten kônnen beide am zweiten Wahlgang teilnehmen. 

Bei der zweiten Abstimmung erfolgt die Entscheidung mit einfacher Stimmenmehrheit. 
WeiGeZettel sind ungültig. Ungültige Stimmzettel werden nicht berücksichtigt. 
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9. DIE PARTEILEITUNG 


Zusammensetzung 

Artikel 29. (1) Die Parteileitung besteht aus 21 Mitgliedern. Diese werden in der Regel vom 
Kongressfürdie Dauervon zwei J ahren gewéhlt. Ihr Mandat endet mitderAmtsübernahme 
durch die neu gewéhlte Parteileitung. Der Landeskongress wéhlt in direkter Wahl und 
in separaten Wahlgéngen dieÀmterdes Parteiprésidenten, des Vizeprésidenten und 
der Vizeprésidentin, des Generalsekretars und des General kassierers. 

(2) Bei mehreren Kandidaturen für eines dieser Mandate erfolgt die Wahl nach der Prozedur 
wieinden Artikeln 6,7und 28 (5)derParteistatutenfestgelegt. Bei nureiner Kandidaturfür 
eines dieser jeweiligen Mandate ist im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit der Stimmen 
erforderlich. Falls dies nicht der Fall ist, werden zusatzliche Kandidaturen auf Vorschlag 
der Kongressdelegierten entgegengenommen. Kandidaten für direktzu wéhlendeÀmter 
kônnen zudem ihre Kandidaturfür die Wahl der Parteileitung stellen. Diese Kandidatur entfàllt, 
falls ein Kandidatin direkter Wahl gewahlt wird. 

(3 Im Kongressverlauf werden weitere zehn Mitgliederdirekt gewahlt gemaB den Bestimmungen 
von Artikel 12 bezüglich die Gleichstellung derGeschlechter. Dieverbleibenden sechs Mitglieder 
werden von Amts wegen, wie folgt genannt: 

• der Président jedes Bezirks; 

• der Président der J SL; 

• die Pràsidentin der FS. 

(4) Sollte der Président einer der obengenannten Strukturen in direkter Wahl gewahlt worden 
sein, so geht das Mandat an den Vizeprasidenten. 

(5) Die Bezirksvorstande und die Nationalbürosder FS und J SL kônnen je ein Ersatzmitglied 
bestimmen, um gegebenenfallsein effektives Mitglied zu ersetzen. 

(6) Die Parteileitung kann in ihren Reihen einen internationalen Sekretar bestimmen. 

(7) Durch Kongressbeschluss kann das Mandat der Parteileitung um maximal ein J ahrverlangert 
werden, wenn imj ahrdes Mandatsendes Parlamentswahlen angesetztsind. 

Aufgaben 

Artikel 30. (1) Die Parteileitung führt die Parteigeschafte und verwaltet die Parteigelder. 

Die Parteileitung legt die Richtlinien für die gesamte LSAP gemalS den Beschlüssen 
des Landeskongressesund gegebenenfallsden Empfehlungen des Généra I rats fest. 

(2) Die Parteileitung trifft sich regelmalSig, um über konkrete politische Fragen zu diskutieren und 
zu entscheiden. Zu den Beobachtern dieses Entscheidungsgremiums gehôren der Président und 
der Sekretér der Fraktion, der Organisationssekretér, der Président der Kontrollkommission oder 
dessen Stellvertretersowie die jeweiligen Regierungsmitglieder. 

(3) Die Parteileitung mussauch bei Regierungsbeteiligung dafürsorgen, dassein eigensténdiges 
Parteileben gewéhrleistet ist, um Eigeninitiativen im gesel Ischaftspol itischen Bereich, geméG 
geltendem Aktionsprogramm, zu ergreifen. 
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(4) Die Parteileitung nimmt die Kurzberichte der Landes- und Bezirkskongresse an. 

(5) Zwischen den Kongressen fôrdert die Parteileitung das Parteileben, sorgt für die Disziplin 
und Kameradschaft innerhalb der Partei. 

(6) Die Parteileitung bestatigt die Gründung und die Auflôsung von Sektionen. 

(7) Sie ernennt ihre Mitarbeiter, bestimmt deren Bezüge und sonstigen Vertragsbestimmungen. 

(8) Die Parteileitung ernennt die Vertreter der Partei in anderen ôffentlichen oder privaten 
Gremien, mit Ausnahme derjenigen, die in Artikel 28 (4) erfasst werden. Sie bezeichnet ebenfalls 
Kandidaten für andere politischeÀmter, bei deren Einsetzung der Partei ein Mitspracherecht 
zusteht. 
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30. DAS PARTEIPRÀSIDIUM 


Zusammensetzung 

Artikel 31. (1) Das Parteiprésidium bestehtausfünfMitgliedern: dem Parteiprésidenten, 
dem Vizeprésidenten, der Vizepràsidentin, dem Generalsekretér sowie dem Generalkassierer. 
Beobachter sind: der Président und der Sekretér der Fraktion, der Organisationssekretar 
sowie der Président der Kontrollkommission. Das Amt des Parteiprésidenten ist unvereinbar 
mit den Àmtern des Parlaments- und des Fraktionsprésidenten bzw. mit dem Mandat 
eines Regierungsmitglieds. 

(2) Das Parteiprésidium ist der Parteileitung Rechenschaft schuldig. Seine Beschlüsse dürfen nicht 
gegendiepolitischen Richtlinien verstoGen, dievom Kongressund der Parteileitung festgelegt 
wurden. 

Aufgaben 

Artikel 32. Das Parteiprésidium: 

■ leitet das politische Tagesgeschéft ; 

■ setzt die politischen Vorgaben der Partei um und kann aile diesbezüglichen 
Entscheidungen treffen; 

■ plant und organisiert Landeskongresse sowie sémtliche Veranstaltungen nationalen 
AusmaGes; 

■ trifft aile notwendigen Entscheidungen in Sachen Verwaltung und Finanzen der Partei. 
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Artikel 33. (1) Das Forum, das samtliche Parteimitglieder umfasst, wird auf Initiative 
der Parteileitung einberufen, die dieTagesordnung festlegt. 

(2) Das Forum tagt unter Ausschluss der Ôffentlichkeit und befasst sich mit Fragen der politischen 
Aktualitat. Das Forum hat lediglich eine beratende Funktion. Seine Beratungen kônnen dazu 
führen,dassdie Parteileitung im Hinblick auf die Vorbereitung eines ordentlichen 
Landeskongresses mit den Vorgaben des Forums befasst wird. 
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12. DIE KONTROLLKOM MISSION 


Zusammensetzung 

Artikel 34 (1). Die Kontrollkommission besteht aus elf Mitgliedern. Beide Geschlechter müssen 
darin vertreten sein. Der Landeskongress wahlt sieben Mitglieder der Kontrollkommission 
für die Mandatsdauerderjeweiligen Parteileitung. J eder Bezirksvorstand entsendet 
ein Vorstandsmitglied in die Kontrollkommission. 

(2) Kein Mitglied der Kontrollkommission kann gleichzeitig der Parteileitung oder dem Beirat 
angehôren. Die Postenverteilung erfolgt gemalS Artikel 7 (5). 

(3) Die Kontrollkommission gibt sich eine Verfahrensweise, die ihrer internen Funktionsweise 
entspricht. 

Aufgaben 

Artikel 35. (1) Die Kontrollkommission istmitderÜberwachungderTatigkeitsamtlicher 
Parteigremien befasst. Das gilt auch für die Verwaltung in ihrer Gesamtheit, die der Parteileitung 
untersteht. 

(2) Die Mitglieder der Kontrollkommission sind jederzeit und innerhalb aller Parteistrukturen 
befugt, samtliche Bûcher und Dokumentezu prüfen. Festgestellte Missstande werden 

der Parteileitung unverzüglich von der Kontrollkommission mitgeteilt. 

(3) Die Kontrollkommission bildet die Wahlkommission bei der Direktwahl des nationalen 
und europaischen Spitzenkandidaten. 
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Zusammensetzung 

Artikel 36. Der Beirat besteht aus fünf Mitgliedern. Beide Geschlechter müssen darin vertreten 
sein. Die MitgliederdesBeiratswerden aufVorschlagderParteileitung vom Landeskongress 
für die Mandatsdauerderjeweiligen Parteileitung bestatigt. Mitglied im Beirat kann nursein, 
wer bereits ein politisches oder parteiinternes Mandat bekleidet hat. Kein Mitglied des Beirats 
kann ein anderes parteiinternes oder politisches Mandat auf nationaler Ebene ausüben. 

Der Beirat ernennt eines seiner Mitglied er zum Vorsitzenden. 

Aufgaben 

Artikel 37. (1) Der Beirat ist die Hauptinstanz in Sachen Parteidisziplin gemalS Artikel 54-55. Er hat 
Entscheidungsbefugnis im Rahmen dieses Mandats. 

(2) Der Beirat übt eine beratende Funktion aus, wenn es um strategische politische Fragen geht. 
Nur die Parteileitung ist befugt, den Beirat mit entsprechenden Antragen zu befassen. 

Seine Gutachten sind fürdiejeweiligen Parteiorganenichtbindend. 
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M. DIE PARLAMENTSFRAKTION 


Artikel 38. (1) Die Parlamentsfraktion setzt sich aus Parteimitgliedern zusammen, die ihr Mandat 
in der Abgeordnetenkammer, im Europaparlament, in der Regierung sowie im Staatsrat ausüben. 

(2) Die Parlamentsfraktion trifft ihre Entscheidungen per Mehrheitsbeschluss der anwesenden 
nationalen Parlamentsabgeordneten. 

(3) Aufgrund ihrergesetzgeberischen Aufgabe unterstütztdie Parlamentsfraktion dieUmsetzung 
des Parteiprogramms. 

(4) Sie legt dem Landeskongress, dem sie Rechenschaft schuldig ist, einen schriftlichen 
Tatigkeitsbericht vor. Auf Antrag der Bezirksvorstande erstattet die Parlamentsfraktion den 
Bezirkskongressen mündlich Bericht. Die Berichterstatter werden von der Fraktion ernannt. 

(5) Auf Antrag der Parteileitung oder der Parlamentsfraktion werden gemeinsame Sitzungen 
einberufen. Die Mitglieder des Parteiprasidiums kônnen auf Einladung der Fraktion an ihren 
Sitzungen teilnehmen. 

(6) Die Parlamentsfraktion gibt sich eine Geschaftsordnung, die von der Parteileitung 
angenommen werden muss. 
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35. DIE UNTERORGANISATIONEN 


A. DIE SOZIALISTISCHEJ UGEND 0 EUNESSES SOCIALISTES - J SL) 

Artikel 39. (1) J unge Parteimitglieder unter 36 J ahren bilden innerhalb der Partei eine 
Unterorganisation, die sich ,J eunesses Socialistes Luxembourg - Sozialistische J ugend 
Luxemburg" nennt (JSL). 

(2) Die J SL werden von einem Nationalbüro geleitet, das vom Landeskongress der J SL 
gewahltwird. 

(3) Die J SLgeben sich ein eigenesOrganisationsstatut, das von der Partei leitung angenommen 
werden muss. 

(4) DieJ SL haben das Recht, zu samtlichen politischen Fragen Stellung zu nehmen. 

(5) Auf National- und Bezirkskongressen sind die J SL wie folgt vertreten: Die J SL haben Anrecht 
auf zehn Delegierte bei Landes- und drei Delegierte bei Bezirkskongressen. Die Delegierten werden 
im Einklang mit der Geschaftsordnung derj SL bestimmt und müssen die statutarischen 
Voraussetzungen erfüllen, um ein Delegiertenmandataufdemjeweiligen Kongressausüben 

zu kônnen. 


B. DIE SOZIALISTISCHEN FRAUEN (FEMMES SOCIALISTES - FS) 

Artikel 40. (1) Die weiblichen Parteimitglieder bilden innerhalb der Partei eine Unterorganisation, 
die sich «Femmes Socialistes - Sozialistische Frauen“ nennt (FS). 

(2) Die FS werden von einem Nationalbüro geleitet, das vom Landeskongress der FS gewahlt wird. 

(3) Die FS geben sich ein eigenes Organisationsstatut, das von der Parteileitung angenommen 
werden muss. 

(4) Die FS haben das Recht, zu samtlichen politischen Fragen Stellung zu nehmen. 

(5) Auf National- und Bezirkskongressen sind die FS wie folgt vertreten: Die FS haben Anrecht auf 
zehn Vertreterinnen bei Landes- und drei Vertreterinnen bei Bezirkskongressen. Die Vertreterinnen 
werden im Einklang mit der Geschaftsordnung der FS bestimmt und müssen die statutarischen 
Voraussetzungen erfüllen, um ein Delegiertenmandataufdemjeweiligen Kongressausüben 

zu kônnen. 


C. DAS GEMENGEFORUM (GF) 

Artikel 41. (1) Parteimitglieder, die in den Gemeinderat gewahlt wurden, bilden innerhalb 
der Partei eine Unterorganisation, die sich „Gemengeforum“ (GF) nennt. 

(2) Das GF wird von einem Exekutivbüro geleitet, das von der Generalversammlung des GF 
gewahltwird. 
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(3) Das GF gibt sich ein eigenes Organisationsstatut, das von der Parteileitung angenommen 
werden muss. 

(4) Als Unterorganisation kommunalpolitischen Zuschnitts befasst sich das GF mit politischen 
Fragen, die unmittelbare Auswirkungen auf die Funktionsweise der Gemeinden haben. 

Das GF versteht sich als Sprachrohr des kommunalen Sektors und hat das Recht, zu 
diesbezüglichen Themen und Fragen Stellung zu nehmen. 
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36. DIE ARBEITSGRUPPEN 


Artikel 42. (1) Innerhalb der Partei kônnen Arbeitsgruppen, die sich auf ein oder mehrere 
ausgewiesene Politikfelder beschranken, geschaffen werden. 

(2) Aile Arbeitsgruppen werden von der Parteileitung eingerichtet, die den Landeskongress 
darüber informiert. Die Finanzierung der Arbeitsgruppen wird von Partei abgesichert. 

(3) Arbeitsgruppen müssen die Grundsatze, Statuten, Programme und Leitlinien der Partei 
anerkennen. 

(4) Innerhalb der Partei gibt es standige und befristete ad hoc-Arbeitsgruppen. 

Diese Arbeitsgruppen kônnen sich von Experten beraten lassen. 


A. DIE STÀNDIGEN ARBEITSGRUPPEN 

Artikel 43. (1) Die standigen Arbeitsgruppen kônnen sich ein Organisations- und Arbeitsmodell 
geben, das von der Parteileitung angenommen werden muss. 

(2) Standige Arbeitsgruppen haben Anrechtauf zwei Delegierte bei Landeskongressen und 
verfügen über einen Beobachter in der Parteileitung. 

(3) Standige Arbeitsgruppen kônnen Gutachten erstellen und Empfehlungen an die Parteileitung 
oder die Parlamentsfraktion richten. Die Liste der standigen Arbeitsgruppen wird den Statuten 
als Anhang beigefügt. Der jahrliche Bericht des Generalsekretars zu den ordentlichen 
Landeskongressen wird eine aktualisierte Liste beinhalten. 


B. DIE BEFRISTETEN ARBEITSGRUPPEN 

Artikel 44. (1) Ad-hoc-Arbeitsgruppen bekommen von der Parteileitung ein festgelegtes Mandat, 
daszeitlich begrenztist. 

(2) Die Parteileitung ernennt einen Koordinatorsowie einen Schriftführer für jede befristete 
Arbeitsgruppe. Befristete Arbeitsgruppen setzen sich ausmindestenszwei Vertretern der 
Parteileitung und der Parlamentsfraktion zusammen. 

(3) Nach Ablauf ihresjeweiligen Mandats legt jede befristete Arbeitsgruppe der Parteileitung 
ein Gutachten oder Arbeitsdokument vor. 
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37. DIE ERNENNUNG DER KANDIDATEN BEI WAHLEN 


A. FÜR DIE ABGEORDNETENKAMMER 
1 Die Zusammensetzung der Wahlkommissionen 

Artikel 45. (1) Spatestens acht Monate vor dem geplanten Wahltermin - bei vorgezogenen Wahlen 
unmittelbar nach deren Ankündigung - wird für jeden Wahlbezirk eine Wahlkommission 
eingerichtet, die aus fünf Mitgliedern besteht. Beide Geschlechter müssen darin vertreten sein. 

Drei Mitglieder der Kommission werden vom zustandigen Bezirksvorstand, zwei von 

der Parteileitung genannt. Die Kommission ernennt einen Prasidenten und einen Sekretar 

aus ihren Reihen. Mitglieder, die von der Parteileitung bestellt wurden, kônnen aus einem anderen 

Wahlbezirk stammen, als dem, für den die jeweilige Kommission, deren Mitglied sie sind, 

zustandig ist. Kommissionsmitglieder müssen nicht unbedingt jenen Parteiorganen angehôren, 

diesieernennen. 

(2) Die Aufgabe dieser Kommission besteht in der Aufstellung einer provisorischen Kandidatenliste 
für den entsprechenden Wahlbezirk unter Berücksichtigung der gesetzlichen Bestimmungen 

zur Fôrderung der paritatischen Vertretung von Frauen und Mannern in der Politik. 

(3) Die Mitglieder dieser Kommission kônnen selbst nicht in dem Wahlbezirk kandidieren, 
für den sie an der Erstellung der provisorischen Kandidatenliste beteiligt waren. 

2. Das Verfahren zur Bestimmung der Kandidaten und Aufstellung der Listen 

Artikel 46. (1) Spatestens acht Monate vor dem geplanten Wahltermin - bei vorgezogenen Wahlen 
unmittelbar nach deren Ankündigung -fordert der Bezirksvorstand dieSektionen auf, ihm 
innerhalb einer festzulegenden Fristdie Namen von Mitgliedern mitzuteilen, deren Kandidatur 
in Erwagungzu ziehen ist.J edeSektion kann nur Kandidaten aus ihren eigenen Reihen nennen. 

(2) Diesbezügliche Sektionsbeschlüsse kônnen nur von einer ordnungsgemaG einberufenen 
Generalversammlung getroffen werden. 

(3) Der Bezirksvorstand gibt die Vorschlage der lokalen Sektionen zusammen mit eigenen 
Empfehlungen spatestens sechs Monate vor dem geplanten Wahltermin an die für den Bezirk 
zustandige Wahlkommission weiter. 

(4) J ede Wahlkommission leitet ihreprovisorische Kandidatenliste spatestens fünf Monate 
vor dem geplanten Wahltermin an die Parteileitung weiter. Diese Liste kann nur die Namen 
jener Kandidaten enthalten, die ihr schriftliches Einverstandnis gegeben haben, ihre Kandidatur 
gegebenenfalls anzunehmen. 

(5) Bei der Aufstellung der provisorischen Kandidatenliste ist die Wahlkommission befugt, auch 
Kandidaturen von Parteimitgliedern zu berücksichtigen, die nicht von ihrer lokalen Sektion oder 
dem Bezirksvorsand vorgeschlagen wurden. 

(6) AufderGrundlagederübermittelten Kandidatenlisten mussdie Parteileitung prüfen, ob die 
nationalen Vorgaben zur paritatischen Besetzung mit Mannern und Frauen eingehalten wurden. 

Im Falleder Nichtberücksichtigung dieser gesetzlichen Verpflichtung wird die jeweilige 
Kommission angehalten, diesesVersaumniszu beheben. 
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(7) Nach Annahme der Listen durch die Parteileitung und spatestens vier Monate vor 
dem geplanten Wahltermin werden die auGerordentlichen Bezirkskongresse auf Initiative 
der Bezirksvorstànde einberufen. 

(8) Die Einladung zu diesen Kongressen und die provisorischen Kandidatenlisten müssen 
den Lokalsektionen spatestens zwei Wochen vor dem auGerordentlichen Bezirkskongress 
zugestellt werden. 

(9) Die Beobachter der Parteileitung kônnen an diesen auGerordentlichen Bezirkskongressen 
teilnehmen. 

(10) Sollte die vorher beschriebene Prozedur nicht fristgerecht durchgeführt werden kônnen, 
wird die Parteileitung mit dieser Aufgabe befasst. 

3. Die Annahme der Listen 

Artikel 47. (1) Die Annahme der Kandidatenliste durch den Bezirkskongress istfolgendermaGen 
geregelt: 

(2) Nach Ablauf der Debattewird pauschal in geheimerWahl überdie Vorschlagsliste 
der Wahlkommission abgestimmt. Erhalt der Kommissionsvorschlag die Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen, ist die Liste angenommen. Ungültige oder leere Stimmzettel 
gelten als abgegebene Stimmen. 

(3) Wird die Vorschlagsliste abgelehnt, kann jeder stimmberechtigte Delegierte zusatzliche 
Kandidaten vorschlagen. Vorgeschlagene Kandidaten müssen auf dem Kongress ihr mündliches 
Einverstandnis zur Kandidatur geben oder eine schriftliche und unterzeichnete Kandidatur 
vorlegen. 

(4) DerzweiteWahlgang istebenfallsgeheim. Abgestimmt wird in diesem Fall über 

die im ersten Wahlgang abgelehnte Liste und die zusatzlich vorgeschlagenen Kandidaten. 

J eder Kongressdelegierte verfügt über so viele Stimmen, wie Kandidaten zu wahlen sind. 

Er kann nicht mehr als eine Stimme pro Kandidat abgeben. Delegierte müssen ihr voiles 
Stimmrecht in Anspruch nehmen. Stimmzettel, die diesen Bestimmungen nicht entsprechen, 
sind ungültig. Gewahlt sind jene Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten. 

(5) Die neue, vom auGerordentlichen Kongress angenommene Liste muss ebenfalls die 
für die paritatische Vertretung von Frauen und Mannern geltende Bestimmung erfüllen. 

(6) Die Liste muss von der Parteileitung angenommen werden. Lehnt die Parteileitung 
die vorgeschlagene Kandidatenliste ab, muss der Generalrat in letzter Instanz über 
die Zusammensetzung der Kandidatenliste befinden. 

(7) Zieht ein Kandidat vor den Wahlen seine Kandidatur zurück oder scheidet ein Kandidat aus 
anderen Gründen aus, muss der Bezirksvorstand im Einvernehmen mit der Parteileitung 

und nach Beratung mit der Lokalsektion ausderderscheidende Kandidat stammt, 

einen Nachfolger bestimmen. Gibt es keine einvernehmliche Lôsung, entscheidet der Generalrat 

in letzter Instanz gemaG den Artikeln 46 und 47. 

(8) Das gleiche Verfahren gilt bei vorgezogenen Wahlen. In diesem Fall legt die Parteileitung 
den geltenden Zeitplan fest. 
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4. Die Ernennung des nationalen Spitzenkandidaten 

Artikel 48. (1) Kandidaturen für das Mandat des nationalen Spitzenkandidaten sind von 
den Bewerbern, die auf einerdervier nationalen Kandidatenlisten stehen,an die Parteileitung 
zu richten, die samtliche Kandidaturen an den Generalrat weiterreicht. 

(2) Der Generalrat prüft die Kandidaturen und legt den Parteimitgliedern ein Maximum 

von vier Kandidaturen zurUrabstimmung vor. Die Wahl wird von der Parteileitung organisiert 
und von der Kontrollkommission überwacht. 

(3) Fallsnureine Kandidaturfürdas Mandat des nationalen Spitzenkandidaten eingereicht wurde, 
entscheidet der Landeskongress durch einen mehrheitlichen Beschluss der anwesenden 
stimmberechtigten Delegierten. 
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B. FÜR DAS EUROPAPARLAMENT 


1 Die Zusammensetzung der Wahlkommissionen 

Artikel 49. (1) Die Parteileitung setzt spatestens acht Monate vor dem geplanten Wahltermin 
eine Kommission ein, die aus sieben Mitgliedern besteht; es müssen mindestens drei Frauen 
und drei Mariner darin vertreten sein. 

(2) Die Mitglieder dieser Kommission werden von der Parteileitung bestimmt. J eder Bezirk ist 
in dieser Wahlkommission durch mindestens ein Mitglied vertreten. 

(3) Mitglieder der Wahlkommission müssen nicht unbedingt Mitglied der Parteileitung 
oder des Bezirksvorstands sein. Sie dürfen nicht als Kandidat antreten. 

(4) Aufgabe dieser Kommission ist die Erstellung einer provisorischen Kandidatenliste 

gemalS den gesetzlichen Bestimmungen zur Fôrderung einer paritatischen politischen Vertretung 
von Frauen und Mannern in der Politik. 

2. Das Verfahren zur Bestimmung der Kandidaten und Aufstellung der Liste 

Artikel 50. (1) Kandidaturen werden von den Sektionen eingereicht. Die Wahlkommission kann 
selbst jeden Kandidaten vorschlagen, den sie für geeignet hait. 

(2) Samtliche Kandidaturen, die von der Wahlkommission vorgeschlagen wurden, werden 
dem Landeskongress vorgelegt. Für ailes Weitere gilt das gleiche Verfahren, das im Kapitel 
überdieAbgeordnetenkammer zugrundegelegtwurde. 

3. Die Ernennung des europaischen Spitzenkandidaten 

Artikel 51. Die Ernennung des europaischen Spitzenkandidaten erfolgt nach dem gleichen 
Verfahren, das für die Bestimmung des Spitzenkandidaten für die Landeswahlen gilt. 
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C. FÜR DIE GEMEINDERÂTE 


C.lWahlen,diedem Prinzipder Verhàltniswahl (Proporz)folgen 

Artikel 52. (1) In Gemeinden, in denen dieGemeinderate per Verhàltniswahl gewahlt werden, 
wird die Kandidatenliste in einem ahnlichen Verfahren bestimmt wie bei Parlamentswahlen. 

(2) Kandidatenlisten für Gemeinden, die der Verhàltniswahl unterliegen, müssen der Parteileitung 
informationshalber vorgelegt werden. 


C.2. Wahlen, diedem Prinzipder Mehrheitswahl (Majorz)folgen 

Artikel 53. (1) In Gemeinden, in denen die Gemeinderate per Mehrheitswahl gewahlt werden, 
obliegt es der Generalversammlung der Sektion, das Verfahren zur Bestimmung der Kandidaten 
festzulegen. 

(2) Die Namen der Kandidaten werden der Parteileitung informationshalber mitgeteilt. 

(3) Was die Bestimmung und Unterstützung der Kandidaten betrifft, werden 

die Sektionsmitglieder angehalten, die Beschlüsse der Generalversammlung zu respektieren. 
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38. DIE DISZIPLIN 


1 Disziplinarverfahren 

Artikel 54. (1) Auf Antrag des zustandigen Sektionsvorstandes, des Bezirksvorstandes oder 
der Parteileitung kann ein Disziplinarverfahren gegen jene Mitglieder eingeleitet und 
durchgeführt werden, die 

■ gegen die Grundsatze, das Programm oder die Statuten der Partei verstolSen haben; 

■ die in Widerspruch zu den Richtlinien und Beschlüssen der Partei gehandelt haben; 

■ die den Interessen der Partei durch ihr Verhalten schaden. 

(2) Ein begründeter schriftlicher Antrag mussan den Prasidenten des Beirats gerichtet werden. 
Der entsprechende Sitzungsbericht des Parteigremiums, das ein Disziplinarverfahren anstrebt, 
muss dem Antrag beigefügt werden. 

(3) Der Beirat kann folgende MalSnahmen beschlieGen: 

■ einen Verweiserteilen; 

■ dem Mitglied zeitweise oder dauerhaft das Recht aberkennen, innerhalb der Partei 
ein Mandat auszuüben oder sich für die Kandidatenlisten der Partei bei Kommunal-, 
National- oder Europawahlen zu bewerben; 

■ das Parteimitglied auszuschlielSen. 

(4) Bei einem schwebenden gerichtlichen Strafverfahren kann der Beirat das Ruhen von 
Parteimitgliedschaftund -mandat verfügen. 

(5) Die Vorladungdes betroffenen Parteimitglieds erfolgt durch den Beirat mittels 
Einschreibebrief. Die erste Vorladung erfolgt spatestens zwei Wochen nach Eingang des Antrags 
beim Beirat. DieVorladefristbetragtmindestens sieben Tage. 

(6) Eine Kopie des Vorladungsschreibens ist gleichzeitig mittels Einschreibebrief an 
die Parteileitung sowie an den zustandigen Bezirks- und Sektionsvorstand zu richten. 

(7) Das Vorladungsschreiben muss die Vorwürfeenthalten. Das Verfahren wird auch dann 
durchgeführt, wenn das betroffene Mitglied nicht vor dem Beirat erscheint. 

(8) Der Beirat ist beschlussfahig, wenn mindestensvier Mitglieder anwesend sind. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Prasidenten den Ausschlag. Verhandlungen werden 
mündlich geführt. 

(9) Dasanwesende Mitglied hatdas Recht, ein anderes Parteimitglied zu seinerVerteidigung 
hinzuzuziehen. 

(10) Antragsteller und Parteileitung kônnen einen Vertreter als Beobachter zu den Verhandlungen 
entsenden. Letztere kônnen sich jederzeit zu Wort melden. 

(11) Der Beirat kann je nach Bedarf Untersuchungen zur Klarung der Sachlage durchführen. 

Er kann Zeugen befragen. 
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(12) Der Beirat entscheidet nach Abschluss der Verhandlungen. Sein Beschluss wird schriftlich 
festgehalten. 

(13) Der Bescheid wird dem betroffenen Mitglied, der Parteileitung, der Kontrollkommission und 
dem zustandigen Bezirks-und Sektionsvorstand perEinschreibebriefinnerhalbvonsieben Tagen 
nach erfolgtem Beschluss zugestellt. 

2. Berufungsrecht und -verfahren 

Artikel 55. (1) Das betroffene Mitglied, der Antragsteller und die Parteileitung kônnen gegen 
die Entscheidung des Beirats Berufung einlegen. 

(2) Die Berufungsfristbetragt zwei Wochen und beginntab dem Datum derZustellung 
des Bescheids. 

(3) Die Berufung erfolgt per Einschreibebrief an die Adresse des Prasidenten des Beirats. 

(4) Im Falleeiner Berufung entscheidet die Kontrollkommission in letzter Instanzinnerhalb 

von maximal drei Monaten, nachdem die Berufung eingereicht wurde. DerAblauf desVerfahrens 
vor der Kontrollkommission wird durch Artikel 54 (8-12) geregelt. 

(5) Die Kontrollkommission entscheidet per Mehrheitsbeschluss der anwesenden Mitglieder. 

Die Abstimmung ist geheim. Bei Stimmengleichheit wird das Verfahren so lange fortgesetzt, 
bis eine mehrheitliche Entscheidung gefunden wurde. 

(6) Disziplinarentscheidungen werden rechtskraftig nach Ablauf der Berufungsfrist bzw. zwei 
Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung durch die Kontrollkommission. Sie kônnen von 
der Parteileitung im Einvernehmen mit dem Beirat verôffentlicht werden. 

(7) Für die Berechnung der im Kapitel Disziplin angegebenen Fristen gilt der Poststempel 
derzugestellten Schriftstücke. 

(8) Bei Parteiausschluss oder Aberkennung des Rechts, Parteimandate auszuüben, wird 
das betroffene Mitglied von allen Funktionen entbunden, sobald der Disziplinarbeschluss 
rechtskraftig wurde. 

(9) Bei Parteiausschluss oder Verlust des Rechts, das Mandat eines politisch gewahlten LSAP- 
Vertreters auszuüben, sind Letztere dazu verpflichtet, ihr Mandat niederzulegen, sobald 

der Disziplinarbeschluss rechtskraftig wurde. 

(10) Um diese Bestimmung zu gewahrleisten, müssen samtliche Mitglieder, die die Partei 
als Kandidaten bei Wahlen vertreten, eine eidesstattliche Erklarung unterzeichnen, 

die die Parteileitung ausgearbeitet hat. 

3. Antrag auf Wiederauf nahme 

Artikel 56. Antrage zurWiederaufnahmein die Partei, die von einem ausgeschlossenen oder 
ausgetretenen Mitglied eingereicht werden, müssen an die Parteileitung gerichtet werden. 

Übergangsbestimmung : Die vorliegenden Statuten treten am 26. Marz 2017, dem Tag ihrer 
Annahme durch den auGerordentlichen Landeskongress der LSAP, in Kraft. Geltende 
Bestimmungen über parteiinterne Wahlen müssen immer dann zur Anwendung kommen, wenn 
Parteigremien turnusgemaG erneuert werden. 
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